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Hinweise zur dienstlichen Nutzung privater IKT 

 

Hiermit informiere ich Sie vorsorglich über folgende Regelungen des Justizgesetzes Berlin vom 

22. Januar 2021 (Inkrafttreten 1. August 2021): 

 

„§ 32 Verarbeitung personenbezogener Daten durch Gerichte und Staatsanwaltschaf-

ten 

… 

(4) Sofern Bedienstete der Gerichte und Staatsanwaltschaften zur Unterstützung ihrer Tä-

tigkeit auch eigene Geräte der Informations- und Kommunikationstechnik (IKT) einsetzen 

dürfen, haben die dienstaufsichtsführenden Stellen die Einhaltung der Grundsätze der IKT-

Sicherheit in der Weise sicherzustellen, dass die Rahmenbedingungen für die Einhaltung 

der Anforderungen der Informationssicherheit nach den Standards des Bundesamtes für In-

formationssicherheit festgelegt werden. Der dienstaufsichtsführenden Stelle ist ein beab-

sichtigter Einsatz der Geräte durch die Bediensteten anzuzeigen. Die Geräte dürfen nur zur 

Verarbeitung von personenbezogenen Daten laufender Verfahren genutzt werden. Nach 

Abschluss der Verfahren sind die personenbezogenen Daten zu löschen. Soweit der Ein-

satz der Geräte nicht in den Diensträumen erfolgt, sind die Bediensteten besonders auf die 

Verpflichtung hinzuweisen, den Datenzugriff Unbefugter zu verhindern. Die dienstaufsichts-

führende Stelle hat sicherzustellen, dass gegebenenfalls notwendige Maßnahmen im Sinne 

von Artikel 32 der Verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 27. April 2016 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezo-

gener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (ABl. L 

119 vom 4.5.2016, S. 1; L 314 vom 22.11.2016, S. 72; L 127 vom 23.5.2018, S. 2), in der 

jeweils geltenden Fassung, sowie im Sinne von § 26 Absatz 2 des Berliner Datenschutzge-

setzes getroffen werden. Sie kann von der Dienstkraft besondere Sicherungsmaßnahmen 

verlangen. Die für Justiz zuständige Senatsverwaltung berichtet dem Abgeordnetenhaus 

regelmäßig zum Umfang des Einsatzes eigener IKT-Geräte durch Bedienstete der Gerichte 

und Staatsanwaltschaften zur Unterstützung ihrer Tätigkeit und der Einhaltung der Anforde-

rungen der Informationssicherheit und des Datenschutzes dabei. Ein erstmaliger Bericht er-

folgt im zweiten Quartal des Jahres 2021 und sodann jährlich bis zum Jahr 2025. 

 

§ 38 Justizielle Tätigkeit und Kontrollbefugnisse der oder des Datenschutzbeauftrag-

ten 

… 

(2) Soweit Bedienstete, die der Kontrollbefugnis der oder des Datenschutzbeauftragten un-

terliegen, Geräte der Informations- und Kommunikationstechnik außerhalb der Diensträume 

zu dienstlichen Zwecken einsetzen, kann die oder der Datenschutzbeauftragte zur Aus-

übung ihres oder seines Kontrollrechts die umgehende Bereitstellung aller Datenträger so-

wie der Datenverarbeitungsanlage in den Diensträumen verlangen, wenn ihm eine Überprü-

fung in den Privaträumen versagt wird. Eine datenschutzrechtliche Überprüfung in den Pri-

vaträumen der Bediensteten ist nur mit deren ausdrücklicher Zustimmung zulässig. Liegen 

hinreichende Anhaltspunkte für einen Missbrauch vor, der eine datenschutzrechtliche Über-
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prüfung erforderlich macht, und wird die Zustimmung zur Überprüfung in den Privaträumen 

nicht erteilt, kann die weitere Benutzung eigener Geräte der Informations- und Kommunika-

tionstechnik für dienstliche Zwecke untersagt werden. Gerichtsvollzieherinnen und Ge-

richtsvollzieher, die zur Unterstützung ihrer Tätigkeit eigene Geräte der Informations- und 

Kommunikationstechnik einsetzen, unterliegen uneingeschränkt der Kontrollbefugnis der 

oder des Datenschutzbeauftragten.“ 

 

 

In diesem Zusammenhang weise ich darauf hin, dass gemäß 3.1 Abs. 3 der IT-Dienstanweisung 

des Präsidenten des Amtsgerichts Charlottenburg der Einsatz privater IT-Geräte grundsätzlich 

nicht gestattet ist. 

 

gez. 

 

Prof. Dr. Dr. Scholz  


